
Bundessozialgericht

len.. - _8„51.1.0155
I m N a m e n d e s V o l k e s

U‚r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugestellt am ' Kläger und Revisionskläger,
150 August 1968

Prozeßbevollmächtigter:
°_„ „ „ „ ° ° ° ° „ „ „ „ ° °Reg00bersekretär

als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Beklagter und Revisionsbeklagter„‘

Der 80 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 25° Juli 1968 durch

Senatspräsident S t e n g e l
—Vorsitzender—9

Bundesrichter ' Dr„ Schwankhart‚

Bundesrichter Sonnenberg,

Bundessozialrichter Dr° Hirschmann und

Bundessozialrichterin Johnsen

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das_Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 60 Dezem—

ber 1967 aufgehoben° Der Rechtsstreit wird zur erneu—
ten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial—

gericht zurückverwieseno‘ ' ‘ '
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Q;r ü n d e :_',——'0—’,—.._

_Der im Juni 1927 geborene Kläger hat ein‘psychisches Lei-

den° Er ist der Ansicht, dieses Leiden sei durch schädi—

gende Einwirkungen, denen er während seines militärischen

Dienstes in einer Heimatflakbatterie sowie bei der Kriegs—

marine und der anschließenden Kriegsgefangenschaft ausge—

setzt gewesen sei? hervorgerufen9 zumindest aber nachhal—

tig verschlimmert werdeno ‘

Die Versorgungsbehörden lehnten den Versorgungsantrag nach

medizinischen Erhebungen ab9 weil das Leiden des Klägers

unbeeinflußt von dem Wehrdienst entstanden und schicksals—

mäßig verlaufen sei (Bescheid vom 7„ September 1966 und

Widerspruchsbescheid vom 13° Februar 1967)o Die Klage

beim Sozialgericht (SG) Detmold hat_keinen Erfolg (Urteil

vom 140 Juli 1967) gehabto Der Kläger hat Berufung ein—
gelegt und am 21„ Juli 1967 zur Niederschrift der Geschäfts“

stelle des Landessozialgerichts (LSG) Nordrhein—Westfalen‘

erklärt, er sei nach wie vor der Meinung9 daß sein Leiden

durch die Belastungen des Kriegsdienstes hervorgerufen wor—.

den sei? und hat beantragt? den Medizinaldirektor Dr„St;

(von der Landesheilanstalt in Gütersloh) — der ihn früher

behandelt hat — zu hören„ Das LSG hat am 80 November 1967
Termin zur mündlichen Verhandlung auf den 60 Dezember 1967

bestimmt„ Am 20„ November 1967 hat der Kläger9 und zwar
ebenfalls in einer von der Geschäftsstelle aufgenommenen

Erklärung9 erneut beantragt9 ein Gutachten von Dr„ Sri aaa
einzuholen; es heißt dort: "Er9 Dr° 831313513011 zu meinem

jetzigen Gesundheitszustand-Stellung nehmen"° Schließlich

hat‘der Kläger auch noch in einem Schreiben? ebenfalls vom
20° November 19679 gebeten9 Dr° Six mzmals Sachverständigen

hinzuzuziehen; er hat darauf hingewiesen9 er habe die Zu-

sage von Dro Sitx:mg daß dieser seiner Bitte (auf Anforde-

}
rung des Gerichts ein Gutachten zu.erstatten) nachkommen

werde° ' '
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Mit Schreiben vom 270 November 1967 hat das LSG dem Kläger

mitgeteilt;

"Unter Bezugnahme auf Ihre zur Niederschrift der Ge—

schäftsStelle abgegebene Erklärung vom 19„791967

(mußwohl heißen: vom210701967)teile ich Ihnen
mit9 daß Herr RegMedizinaldirektor DIN, Sf3jj;;'_j;‘_'_'_'j‚;‘_'_.'jj_„

nur als ärztlicher Sachverständiger nach 5 109

des Sozialgerichtsgesetzes — SGG „ im Termin zur
mündlichen Verhandlung am 60 Dezember 1967 ge—

hört werden könnte„ Ich habe heute versucht,

Herrn Dre St„ zu erreichen9 um von ihm zu erfah—

ren9 ob er überhaupt bereit und in der Lage ist9

innerhalb einer so kurzen Frist als ärztlicher

Sachverständiger vor Gericht zu erscheinen° Lei—

der konnte ich ihn wegen Abwesenheit von Güters—

loh nicht erreicheno Morgen werde ich mit ihm
sprecheno Um aber keine Zeit zu verlieren9 teile

ich Ihnen jetzt schon mit, daß für die Anhörung

von Dr„ 811 xgzzunächst ein Kostenvorschuß von

3503——DM bis zum Freitag9 dem 1012019679 bei der

Stadtkasse Essen — KtooNro 288 — (unteererwendung

der heil° Zahlkarte) eingegangen sein müßte„"

Aus einem Aktenvermerk über eine telefonische Rücksprache mit

Dr° S“+Wxnrvom 28° November 1967 ist zu entnehmen‚ daß Dr°

Stäxrauerklärt hat, er habe dem Kläger mündlich zugesagt, auf

Anforderung des Gerichts ein "Zusammenhangsgutachten" zu er—
statten° Er sei auch bereit‚ dieses Gutachten gemäß 5 109.

SGG in dem Verhandlungstermin am 60 Dezember 1967 abzugeben„

Das LSG hat den Sachverständigen Dro Stanx:;nicht gehört und

die Berufung mit Urteil vom 60 Dezember 1967 zurückgewiesen„

Es hat ausgeführt, das Nervenleiden des Klägers (eine para—
noide Schizophrenie mit Defektzustand und Wesensänderungen)

stehe in keinem ursächlichen Zusammenhang mit einer Schädi-

gung im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes (BVG); sein Ver—
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sorgungsbegehren sei daher unbegründeto In der Urteils—

begründung heißt es weiter:

"Der Senat konnte von der Anhörung des Arztes

Dro S:; gggals Sachverständigen absehen„ weil

der Sachverhalt ausreichend geklärt ist‚ der
„ „.

Kläger zudem den Kostenvorschuß von 3509_„ DM"}16*‘H

nicht eingezahlthat undauchsonstkeineUm—'
‚_stände vorliégen9 die die Anhörung des Sachveru‘"r

ständigen trotz des finanziellen Unvermögens des

Klägers ohne Kostenvorschuß rechtfertigen könne

ten„ Im übrigen kommt es auf die Frage9 in wel—

chem Gesundheitszustand der Kläger sich jetzt

befindetg nicht entscheidend ano Vielmehr hatte

der Senat vorab darüber zu entscheiden9 ob das

beim Kläger bestehende Nervenleiden ursächlich

verkettet ist mit dem geleisteten Wehrdienst

oder ob es auf schädigenden Einflüssen der

Kriegsgefangenschaft beruhto"

Das Urteil ist dem Kläger am 80 Januar 1968 zugestellt worden°

Er hat am 6° Februar 1968 unter Beifügung der erforderlichen
Unterlagen die Bewilligung des Armenrechts und die Beiordnung

eines Rechtsanwalts beantragte Mit Beschluß vom 220 April

19689 zugestellt am 29„_April 19689 ist dem Kläger das Armen—

recht bewilligt worden„ Er hat am 28° Mai 1968 Wiedereinset—

zung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Revisionsfrist

beantragt° Gleichzeitig hat er formgerecht Revision eingelegt

mit dem Antrag„

das angefochtene Urteil des LSG aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das Berufungsgericht zurückzuverweisen°

Er riigt9 das Verfahren des LSG leide an einem wesentlichen

Mangel° Es habe 5 109 SGG verletzt, und zwar habe es eine

so unangemessene kurze Frist für die Einzahlung des Kosten-
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vorschusses gesetzt, daß dies einer Verweigerung des Rechts

aus 5 109 SGG gleichkomme° Die Gründe9 die das LSG für die

Ablehnung des Antrags nach 5 109 SGG angeführt habe9 könnten

diese Ablehnungnicht rechtfertigem '

‚Der Beklagte hat keine Anträge gestellt°

Beide Beteiligten haben sich mit einem Urteil ohne mündliche

Verhandlung einverstanden erklärt (55 124 Abs„ 2‚ 153‚Abs„ 1,

165 SGG)„

Die Revision ist zwar nicht in der Frist des 5 164 Abs° 1 SGG

eingelegt worden9 dem Kläger war aber auf seinen frist— und

formgerechten Antrag nach 5 67 Abs° 1 SGG Wiedereinsetzung in

den vorigen Stand zu gewähren9 weil er — vor der Bewilligung

des Armenrechts und der Beiordnung eines Rechtsanwalts als

Prozeßbevollmächtigten — infolge seiner Armut "ohne Verschul—

den" im Sinne des 5 67 Abs„ 1 SGG verhindert war, die gesetz-

liche Verfahrensvorschrift einzuhalten°

Das Rechtsmittel ist nach 5 162 Abs° 1 Nr; 2 SGG statthaft‚

Der Kläger rügt ordnungsgemäß (@ 164 Abs, 2 Satz 2 SGG) und

zu Recht, das Verfahren des LSG„leide an einem Wesentlichen

Mangel9 weil das Berufungsgericht 5 109 SGG verletzt habe„
Er hat bereits in seiner Berufungsschrift vom 210 Juli 1967

beantragt9 den Medizinaldirektor Dr° Srrxxarvon der Heilan-

stalt Gütersloh9 der ihn früher behandelt habe9 als arzt;
lichen Sachverständigen zu hören„- Der Kläger hat damit die

Anhörung eines namentlich bestimmten Arztes beantragt9 und

zwar erkennbar über die Frage des ursächlichen Zusammenhangs
seines Leidens mit dem Kriegsdienst, also über ein Beweis—

thema9 das auch nach Auffassung des LSG für die Entschei—

dung rechtserheblich gewesen ist° Dieser Antrag nach 5_109

SGG ist somit ordnungsgemäß gestellt; der rechtsunkundige

K1äger mußte diesen Antrag nicht ausdrücklich als "Antrag

nach 5 109 SGG" bezeichnen (vgl„ auch BSG SozRNr° 26 zu
‚5 109 SGG)„ Das Berufungsgericht hat diesen Antrag aus
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mehreren Gründen abgelehnt9 und zwar; weil der Sachverhalt

ausreichend geklärt sei, weil der Kläger den Kostenvorschuß

von
5505—_)DM nicht eingezahlt habe und ("im übrigen") weil

es auf die Frage9 in welchem Gesundheitszustand der Kläger

sich jetzt befinde, nicht ankommeoWenndas LSGder Auffas—
sung gewesen ist? der Gutachter hätte seine Entscheidung

nicht mehr beeinflussen können‚ weil der (medizinische) Sach—

verhalt seiner Ansicht nach ausreichend geklärt sei„ so ist

dieser Ablehnungsgrund nicht berechtigt° Es hat den Antrag

nach 5 109 SGG mit dieser Begründung nicht ablehnen dürfen

(so dazu BSG 7‚ 2189 220)„ Es hat weiter den Antrag nach
@ 109 nicht dahin einschränken dürfen, daß der Kläger damit

nur seinen augenblicklichen Gesundheitszustand habe unter

Beweis stellen wollen9 die Anhörung des Sachverständigen

habe danach nur ein Beweisthema umfaßt9 das — bei Verneinung

des ursächlichen Zusammenhangs — rechtsunerhsblich gewesen

sei° In einer von der Geschäftsstelle aufgenommenen Erklä—

rung des Klägers heißt es
zwar9'"Dr° St:tr■xsoll zu meinem

jetzigen Gesundheitszustand Stellung nehmen"o Das Berufungs-

gericht hat trotzdem nicht annehmen dürfen9 er habe damit

eine Anhörung des Dro SÜ$IIÜTHHT zu diesem Béweisthema bean—

‘‚tragto Es hat vielmehr davon ausgehen müssen, daß sich die

Anhörung des Dr„ Sz■xxm auf alle medizinischen Fragen er—

strecken sollte9 die für das Klagebegehren bedeutsam waren
und deren Beurteilungen durch Br° S?:ztnzdiesem Klagebegeh—

ren zum Erfolg hätten verhelfen können, vor allem also auch

auf die Zusammenhangsfrageo Das LSG hat dies um so mehr an—

nehmen müssen? als nach dem Gesamtvorbringen des Klägers

und insbesondere nach seinem Vorbringen in der Berufungs—

schrift keine Zweifel darüber haben aufkommen können9 daß

er die Nachprüfung des Zusammenhangs begehrt und zur medi—

zinischen Beurteilung dieser Frage den Sachverständigen

benannt hat° Dem Berufungsgericht ist auch‚ wie sich aus
dem Aktenvermerk vom 28° November 1967 ergibt? bekannt ge—

wesen9 daß Dr° Si;x:nxdem Kläger "ein Zusammenhangsgutachten"

zugesagt hat°
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Das LSG hat 5 109 SGG schon aus diesen beiden Gründen verletzt°

Es hat darüber hinaus von der Möglichkeit9 die Anhörung des

Dr„ Stirrz;au0h bei Unvermögen des Klägers von der Zahlung

eines Kostenvorschusses abhängig zu machen, insofern einen"

anangemessenen Gebrauch gemacht9 als es dem Kläger die Ein-

zahlung eines Kostenvorschusses von 550‚——DM innerhalb drei
Tagen aufgegeben hat’ "weil Dro S%mxxnnur in der (kurz bevor-

stehenden) mündlichen Verhandlung gehört werden könne"„ Es hat

aber keine Notwendigkeit bestanden9 Dro Sra;xg:kurzfristig zur

Erstattung eines Gutachtens im Termin zu laden und damit seine

Anhörung von der Zahlung eines Kostenvorschusses in einer unan-

gemessen
kurzen Frist abhängig zu machen° Eine solche Notwen—

digkeit hat das Berufungsgericht auch nicht mit Rücksicht auf

5 106Abs, 2 SGGannehmendürfem Es hat demKläger nicht zum
Nachteil gereichen lassen dürfen„ daß es ohne ersichtlichen

Grund so spät auf seinen Antrag (vom 21° Juli 1967) eingegan—

gen ist; es hat damit selbst die Kostenanordnung nach 5 109

Abs° 1 Satz 2 SGG um mehrere Monate bis kurz vor dem Termin

verzögerte ‘Wenn das LSG die Anforderung eines Kostenvor—

schusses als geboten angesehen hat, hätte es dem Kläger eine

angemessene FriSt geben müssen, sich hierauf einzustellen;

eine Frist von drei Tagen genügte unter den gegebenen Umstän—

den nicht„- Wie die Revision zu Recht geltend macht‚ durfte
das Berufungsgericht nicht den Anschein erwecken, als sei die

Anforderung des Kostenvorschusses nur "eine Formsache"‚ weil

mit der Zahlung des Kostenvorschusses angesichts der Einkom—

mens— und Vermögenslosigkeit des Klägers nicht zu rechnen ge—

wesen und es deshalb auf eine angemessene Fristsetzung nicht

angekommen sei° Das LSG hätte die Frist jedenfalls so fest—'

setzen müssen9 daß dem Kläger die Möglichkeit‚ sich die erfor—

derlichen Mittel mit Hilfe von Bekannten oder Verwandten zu
beschaffen oder Sozialeinrichtungen in Anspruch zu nehmen9

nicht nahezu gänzlich verschlossen war°

Das Berufungsgericht hat danach den Antrag des Klägers‚ Dro

Sn:rrxxzu hören, nicht verfahrensgerecht behandelt° Es hat

damit 5 109 SGG verletzt° Darin liegt ein wesentlicher Man—

gel des Verfahrens„ '

—8-'
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Es ist schon nicht auszuschließen9 daß das LSG9 wenn es das

Beweisthema des Antrags des Klägers nach @ 109 SGG richtig

aufgefaßt hätte? den Sachverständigen Dr° Süi:tx auch ohne

Anforderung eines Kostenvorschusses gehört hätte„ Abgesehen

davon hätte es auch zur Anhörung des Dr° S zzvn kommen können9

wenn das LSG eine angemessene Frist zur Einzahlung des Kosten—

vorschusses gesetzt hätten 'Bei Anhörung des Dr; Sikuru:hätte

das Urteil des LSG anders ausfallen können° Die Revision ist

danach begründet° Das angefochtene Urteil war aufzuheben;

der Rechtsstreit war zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs() 2 Satz 2 SGG)°

Bei der neuen Entscheidung wird das LSG auch zu erwägen haben?
ob nicht mit Rücksicht auf den Zeitablauf seit Aufhebung der

Gebrechlichkcitspflegschaft des Klägers (500 Mai 1961) nunmehr

eine neue Prüfung nach 5 71 Abs° 1 SGGgeboten ist°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor=
behalten°
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